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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Nach der Veröffentlichung der Wirksamkeitsüberprüfung der ersten nationalen
Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken beschloss der Bundesrat, dass er
eine Nachfolgestrategie ausarbeiten möchte. Noch während des letzten Jahres im
Zyklus der ersten NCS wurde also die 2. NCS-Strategie lanciert. Der Schutz vor
Cyberkriminalität aller Art sei nach wie vor wichtig, so die Regierung in ihrer
Medienorientierung. Vorfälle sowohl in der Schweiz als auch im Ausland zeigten, dass
auch kritische Strukturen angegriffen würden und dass Cyber-Angriffe auch für
politische Zwecke eingesetzt würden. Die Beurteilung der ersten Strategie 2012–2017
habe gemäss Bundesrat zur Erkenntnis geführt, dass erst ein Fundament habe gelegt
werden können, der Schutz jedoch noch ausgebaut werden müsse. 
So wurde die Verwaltung beauftragt, eine Nachfolgestrategie für die Jahre 2018 bis
2023 auszuarbeiten, die innert eines Jahres der Regierung unterbreitet werden sollte.
Aufbauend auf geschaffenen Strukturen und Prozessen soll der Schutz vor Cyber-
Risiken weiter verstärkt werden. Dafür sollen die 30 Stellen weiterhin finanziert und
unbefristet verlängert werden. Die Federführung der Arbeiten lag beim ISB. 1

ANDERES
DATUM: 26.04.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Äussere Sicherheit

Pünktlich, wie vom Bundesrat gefordert und per Frühling 2018 angekündigt, konnte die
2. NCS verabschiedet werden. Im April wurde das Papier, das aufzeigt, wie der Bund
gemeinsam mit den Kantonen, der Wirtschaft und der Wissenschaft Cyber-Risiken
entgegentreten will und welche Handlungsvorgaben für den angestrebten Zeitraum von
fünf Jahren gefasst wurden, vom Bundesrat verabschiedet. Aufbauend auf der ersten
Umsetzung der NCS wurden sieben Ziele definiert; sie reichen vom Aufbau von
Kompetenzen und Wissen bis zu Massnahmen der Cyber-Abwehr, die durch die Armee
sichergestellt werden soll. Diese insgesamt 29 Massnahmen wurden in zehn
Handlungsfeldern angelegt, wobei auch neue Aspekte abgedeckt werden. So wurde die
Verwaltung beauftragt, im Bereich „Standardisierung und Regulierung” aktiv zu werden,
um in Kooperation mit der Wirtschaft Mindeststandards für die Cyber-Sicherheit zu
etablieren. Ferner sollen sogenannte Cyber-Vorfälle fortan systematisch registriert
werden, wofür die Einführung einer Meldepflicht geprüft werden soll. Auch diese
Strategie wird in regelmässigen Abständen überprüft, nötigenfalls angepasst und
spätestens 2022 aktualisiert. Nur falls es die Bedrohungslage erfordert, wird eine
vorzeitige Aktualisierung ins Auge gefasst, nicht jedoch ohne die betroffenen Stellen
vorgängig anzuhören. Für die Realisierung und Anwendung der neuen Strategie soll ein
Umsetzungsplan erarbeitet werden. Fünf Herausforderungen wurden bereits erkannt:
Es braucht zunächst eine klare Verteilung der Verantwortlichkeiten und Kompetenzen
innerhalb der Bundesverwaltung. Zweitens muss geprüft werden, ob die geltende
Rechtsetzung allenfalls angepasst werden muss, und falls dem so ist, müssen
Gesetzesrevisionen über die üblichen Prozesse in die Wege geleitet werden, was unter
Umständen viel Zeit in Anspruch nehmen kann. Als drittes gilt es, die Zusammenarbeit
mit den Partnern aus der Wirtschaft und den Hochschulen, aber auch den Kantonen, zu
definieren. Viertens braucht es messbare Leistungsziele, um den Umsetzungsfortschritt
der Strategie nachvollziehen und transparent beurteilen zu können. Die allfällige
vorzeitige Aktualisierung bedarf, fünftens, klarer Vorgaben und Kriterien: Die Umstände
für eine Anpassung müssen ebenso wie die Verantwortlichkeiten festgelegt werden. 2

ANDERES
DATUM: 18.04.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Innere Sicherheit

Das für den bewaffneten Grenzschutz zuständige Grenzwachtkorps ist administrativ
der Zolldirektion im Finanzdepartement unterstellt. Angesichts der
Aufgabenverschiebung von der Zollkontrolle auf die Personenkontrolle beantragte eine
Motion Oehrli (svp, BE) die Einordnung dieses Dienstes beim EJPD, wo die meisten
Polizeidienste des Bundes und auch die für die Einreise und Aufnahme von Ausländern
zuständigen Behörden angesiedelt sind, oder eventuell auch ins VBS. Der Nationalrat
überwies den Vorstoss in Postulatsform, nachdem der Bundesrat darüber orientiert
hatte, dass er im Januar 1998 eine Expertenkommission mit einer generellen
Überprüfung der Strukturen der Organe der inneren Sicherheit beauftragt habe, und er
zuerst deren Empfehlungen abwarten wolle. 3

ANDERES
DATUM: 09.06.1999
HANS HIRTER

Föderativer Aufbau

Städte, Regionen, Gemeinden

Der Gemeindeverband hatte bereits 2012 einen Verein "Schweizerische
Prüfungsorganisation öffentliche Verwaltung" gegründet. Ziel dieses Vereins war die
Anerkennung des Berufsabschlusses in der öffentlichen Verwaltung mit einem
eidgenössischen Fachausweis. Bisher konnten sich Angestellte der öffentlichen
Verwaltung nicht im dualen Bildungssystem weiterbilden und der Erwerb eines
eidgenössischen Fachausweises blieb ihnen verwehrt. Der Verein hatte bis Anfang 2014
die beruflichen Handlungskompetenzen und die Prüfungsmodalitäten ausgearbeitet.
Mit der finanziellen Zusicherung von CHF 115‘000 durch das Staatssekretariat für
Berufsbildung, Forschung und Innovation (BFI) kam das Projekt „Eidgenössischer
Fachausweis Höhere Berufsbildung öffentliche Verwaltung“ weiter voran. Die Eingabe
der Unterlagen ist für 2015 geplant. 4

ANDERES
DATUM: 11.03.2014
MARC BÜHLMANN

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Mit Beginn des Herbstsemesters 2012 ermöglichte die Universität St. Gallen (HSG)
Offizieren und höheren Unteroffizieren die Anrechnung der militärischen
Kaderausbildung durch Kreditpunkte (ECTS). Damit wurde nach der bereits
bestehenden Anerkennung und Anrechnung von weiterführenden Lehrgängen in
verschiedenen Fachhochschulen erstmals die Kadergrundausbildung und die praktische
Führungstätigkeit in der Schweizer Armee durch eine renommierte Universität
anerkannt. Bachelor Studenten konnten fortan nach absolvierter Offiziersschule und
Abverdienen sechs Kreditpunkte an ihr Studium anrechnen. Im Masterstudium können
Kompaniekommandanten und Stabsoffiziere nochmals bis zu sechs Punkte anrechnen.
Höhere Unteroffiziere können bis zu vier Punkte anrechnen. Die HSG setzt als
Bedingung dazu eine militärische Qualifikation von mindestens der Note 3 (gut) und ein
Papier über militärische Führungsgrundsätze im zivilen Umfeld. Damit erfüllt die HSG
auf Initiative der Uni-internen Offiziersgesellschaft als erste Hochschule Forderungen,
wie sie aus der Politik bereits mehrfach angeregt wurden. 5

ANDERES
DATUM: 30.08.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Bestrebungen der letzten Jahre, den Militärdienst mit dem Erwerbsleben,
beziehungsweise mit Ausbildungen besser zu vereinbaren, wurden auch 2014
fortgeführt. Die Präsidenten der Rektorenkonferenzen der schweizerischen
Hochschulen und der höheren Fachschulen unterzeichneten zusammen mit dem Chef
der Armee eine entsprechende Vereinbarung. So können beispielsweise Studierende,
welche in einer Sommer-RS einen Rang abverdienen müssen, einige Wochen früher
entlassen werden, um ihr Studium in Angriff zu nehmen. Die verpasste Dienstzeit ist
jedoch zu einem späteren Zeitpunkt nachzuholen und entspricht nicht einem Erlass von
Diensttagen. Die Armee ist zudem bereit, abverdienenden Kadern in den Wochen 38 bis
40 für Studienvorbereitungen an fünf individuell gewählten Tagen Urlaub zu gewähren.
Als Gegenleistung der Hochschulen wurde ausgehandelt, dass dienstbedingte
Abwesenheiten während der Semesterwochen 38 - 40 im Studium, beziehungsweise in
der Ausbildung den Studierenden nicht als fehlende Präsenz angelastet werden dürfen.
Diese Vereinbarung soll, unter Vorbehalt der Zustimmung der Eidgenössischen Räte, bis
zur Änderung der Rechtsgrundlagen für die Weiterentwicklung der Armee (WEA) gelten.
Deren Inkraftsetzung ist für den 1. Januar 2017 vorgesehen. 6

ANDERES
DATUM: 23.01.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Nicht nur die Militärakademie MILAK an der ETH Zürich wird vom VBS unterstützt,
sondern auch das CSS, das Center for Security Studies. Im November 2014 hat der
Bundesrat entschieden, die Unterstützung des CSS in der Periode 2016 bis 2019
weiterzuführen und hat dafür einen Rahmenkredit von CHF 15.4 Mio. beim Parlament
beantragt. Ein kleiner Teil dieser Ausgaben ist für Projekte des
Verteidigungsdepartements zur zivilen Friedensförderung vorgesehen. Das Institut hat
sich zu einem Kompetenzzentrum für nationale und internationale Sicherheitspolitik
entwickelt und leistet im Auftrag des VBS diverse Beiträge an die sicherheitspolitische
Forschung, Ausbildung und Diskussion im In- und Ausland; so die Ausführungen der
Regierung. Zwar ist der beantragte Umfang der Unterstützung etwas geringer als bisher,
jedoch bleibt sichergestellt, dass das CSS die für das VBS wesentlichsten Aufgaben
weiterführen kann. Aufgrund des 2014 beschlossenen Konsolidierungs- und
Aufgabenüberprüfungspakets muss jedoch auch hier auf gewisse Dienstleistungen in
Zukunft verzichtet werden. 7

ANDERES
DATUM: 12.11.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Der Standort Mitholz der Schweizer Armee hat eine bewegte Geschichte. Das sich auf
Gemeindegebiet von Kandergrund (BE) befindliche ehemalige Munitionsdepot gelangte
über die vergangenen Jahre unter verstärkte Beobachtung. 1947 kam es in den Stollen
zu Explosionen, die zu einem Einsturz mehrerer Bereiche des unterirdischen Baus
führten und neun Menschenleben kosteten. Mehrere hundert Tonnen Munition waren
damals explodiert. Daraufhin konnte ein Teil der im Berg verbliebenen Munition
geräumt werden, etliche Tonnen Munition und Sprengstoff mussten jedoch
zurückgelassen werden. Schätzungen zufolge liegen noch etwa 3500 Bruttotonnen
Munition und mehrere hundert Tonnen Sprengstoff in den eingestürzten Anlageteilen.
In den Jahren 1949 und 1986 wurden Risikobeurteilungen vorgenommen, bei denen
festgestellt wurde, dass die Anlage weiter genutzt werden könne, da bei einer allfälligen
erneuten Explosion lediglich mit geringen Schäden zu rechnen sei. Deswegen
verblieben die Truppenunterkunft und ein Lager der Armeeapotheke im regulären
Betrieb.

Mitte 2018 stellte sich heraus, dass die Situation in Mitholz völlig anders aussah als
bisher angenommen. Weil der Standort Mitholz für ein Rechenzentrum der Armee in
die engere Auswahl gekommen war, hatte das VBS eine neue Studie erstellen lassen.
Diese neue Risikobeurteilung veranlasste die Behörden, ganz andere Schlüsse zu
ziehen, als noch rund dreissig Jahre zuvor. Gemäss den Erkenntnissen der
Studienautoren bestehe ein weit höheres Risiko einer erneuten Explosion als bisher
angenommen. So seien Explosionen durch äussere Einflüsse, wie etwa Felsstürze,
weitere Einstürze in der Anlage selbst oder auch Selbstentzündungen keine
unwahrscheinlichen Szenarien. Die daraus resultierenden Risiken für die Anlage und die
Umgebung seien grösser, als bis anhin bekannt gewesen sei, und lägen ausserhalb der
geltenden Regelungen im Umgang mit solchen Risiken. Sofortmassnahmen zu ergreifen
sei gleichwohl nicht notwendig, so ein weiterer Befund der Experten. Aufgrund des
Zwischenberichts der Gutachter war es jedoch angezeigt, das Risiko der Anlage zu
reduzieren, wofür der Bundesrat eine Arbeitsgruppe bilden liess. Weiter wurde
beschlossen, die noch genutzten Bereiche des Standortes – Unterkunft und Apotheke –
unmittelbar zu schliessen. Für weitere Massnahmen sollte der Schlussbericht
abgewartet werden. Gleichwohl beschloss der Bundesrat, die lokale Bevölkerung mit
einem Informationsanlass über die Situation ins Bild zu setzen.

Die kurzfristig anberaumte Veranstaltung stiess auf grosses Interesse.
Verteidigungsminister Guy Parmelin erschien persönlich in Begleitung des Berner
Regierungspräsidenten Christoph Neuhaus (BE, svp) und des Kandergrunder
Gemeindepräsidenten Roman Lanz, um die Bevölkerung aufzuklären. Die
Mitholzerinnen und Mitholzer baten um stetigen Informationsfluss und um Verständnis
dafür, dass die neuen Erkenntnisse für Unmut sorgten. Man habe bereits mit der NEAT
und dem Lötschberg-Basistunnel, wo die Einwohnerinnen und Einwohner teilweise nur
dürftig über auftretende Komplikationen informiert worden seien, schlechte
Erfahrungen gemacht. 
Kurz nach Bekanntwerden der Umstände begannen die Spekulationen. Die Berner
Zeitung befasste sich mit möglichen Lösungen, wobei die Bergung der Munition eine
Variante darstellte. Klar war, dass die Verminderung der Risiken nicht einfach werden
würde. Kritisch wurde dabei die Haltung der Behörden kommentiert, die während
Jahrzehnten nichts unternommen hätten und nur durch die neueren Pläne für das
Rechenzentrum auf die heikle Ausgangslage aufmerksam geworden seien, wie der
Gemeindepräsident von Kandergrund kritisierte. Überrascht ob der Entwicklungen
zeigte sich überdies der Verantwortliche des regionalen Führungsorgans, der nur aus

ANDERES
DATUM: 28.06.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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den Medien von dem veränderten Risikobild erfahren hatte. Andererseits verkündete
kurz darauf die BLS, deren Gleistrassen auf dem betroffenen und gefährdeten Gebiet
liegen, dass für Letztere keine unmittelbare Gefahr bestehe. 

Mit etwas zeitlicher Distanz fand Gemeindepräsident Roman Lanz deutlichere Worte.
«Die Munition muss fort», liess er sich in der Berner Zeitung zitieren, ungeachtet der
Kosten und der Dauer der Beseitigung. Dafür werde man sich bei den Bundesbehörden
einsetzen und den Druck hochhalten. Weitere verzögerte Informationsflüsse würde
man nicht goutieren. Es zeichnete sich ab, dass das «Pulverfass Mitholz» noch für
Diskussionen sorgen würde, gerade angesichts der Aussagen von Jürg Grossen (glp, BE),
der eine rasche und umfassende externe Untersuchung forderte und bereits im
Sommer 2018 eine entsprechende Motion (Mo. 18.3798) im Nationalrat deponierte. 8

Anfang Oktober 2018 und damit gut zwei Monate nach der ersten Orientierung der
Bevölkerung am gefährdeten Standort Mitholz im Berner Oberland wurde der erwartete
Expertenbericht veröffentlicht. Es stand wenig im Bericht, was nicht zuvor bereits
kommuniziert worden war. Bekräftigt wurde die Einschätzung, dass es keiner
Sofortmassnahmen bedürfe und dass sowohl Durchgangsstrassen als auch die
Bergstrecke der BLS weiterhin genutzt werde könnten. Es brauche jedoch Massnahmen,
um die Risiken mittel- bis langfristig zu beseitigen. Dafür war bereits eine
Arbeitsgruppe gebildet worden, die ihre Tätigkeit im August 2018 aufgenommen hatte.
Weiter wurde seitens des Bundesrats kommuniziert, dass das BAFU einen Bericht
erarbeite, um den Umgang mit der verschütteten Munition zu beurteilen.
Die Kernaussagen des Expertenberichts liessen indes keine Zweifel am Ernst der Lage.
So weise die Risikoanalyse «gemessen an den Beurteilungskriterien zur
Störfallverordnung nicht akzeptable Risiken für die Umgebung aus». Gar «nicht
zulässig» seien die Risiken bezüglich des Sicherheitskonzepts für den Umgang mit
Munition und Explosivstoffen für die Truppenunterkunft und die Armeeapotheke, also
die bestehenden Strukturen im Bereich der Anlage. Die bereits geäusserten
Empfehlungen aus dem Zwischenbericht wurden damit bestätigt: Die Unterkunft und
die Lager der Armeeapotheke seien zu schliessen, es sollten keine weiteren
Bauvorhaben umgesetzt werden, eine Arbeitsgruppe solle eingesetzt werden und es
müssten Massnahmen ergriffen werden, um unbefugten Zutritt zur Anlage zu
unterbinden. 

Die Befunde wurden auch dieses Mal vor Ort der betroffenen Bevölkerung
kommuniziert, wobei auch der zuständige Vorsteher der kantonalen Polizei- und
Militärdirektion, Regierungsrat Philippe Müller (BE, fdp), zugegen war. Der grosse
Publikumsaufmarsch liess erkennen, dass die Sache die lokale Bevölkerung stark
beschäftigte. «Mitholz bleibt gefährlich» titelte «der Bund», der über den
Informationsanlass berichtete. Dort gingen die Wogen hoch. Besonders dafür, dass sie
keinen Zeitplan vorlegen konnten, und weil nicht klar wurde, welche möglichen
Lösungen im Vordergrund standen, wurden die Behörden kritisiert. Die Leiterin der
Arbeitsgruppe entgegnete diesbezüglich jedoch, dass es nicht ehrlich wäre, hier falsche
Versprechen zu machen. Geplant war zu diesem Zeitpunkt einzig, dass bis 2020 ein Plan
zum weiteren Vorgehen vorgelegt werden soll. Die Äusserungen der anwesenden
Verantwortlichen vermochten das Publikum aber nicht zu befriedigen. Kritisiert wurde
auch das VBS, beispielsweise für die langsame Erarbeitung eines Evakuierungsplans
oder für seine lange Reaktionszeit bei gemeldeten Blindgänger-Funden. 

Zwei Monate später folgte eine Orientierung des Kantons Bern und der Gemeinde
Kandergrund. An diesem Anlass wurde der Bevölkerung ein Merkblatt vorgestellt, auf
dem Verhaltensregeln für den Fall einer Explosion festgehalten waren. Dabei handelte
es sich um Vorsichtsmassnahmen, aber auch um Handlungsanweisungen bei einer
nötigen Evakuierung. Ferner wurde der Projektleiter vorgestellt, der mit einem Team die
bis 2020 in Aussicht gestellten Varianten erarbeiten soll. Ebenso wurde über die bereits
getätigten Massnahmen informiert, etwa über den Aufbau von Sensoren zur Messung
von geologischen Veränderungen auf dem betroffenen Gebiet. Auch der Bau einer Not-
Umfahrungsstrasse wurde projektiert. Die Behörden zeigten zudem auf, wie die Lage
weiter bearbeitet und beobachtet werden wird. Konkretere Ideen, wie das zerstörte
Munitionslager aufgehoben werden kann, wurden jedoch auch zu diesem Zeitpunkt
noch nicht präsentiert. 9

ANDERES
DATUM: 08.10.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Le Campus cyberdéfense (CYD), fruit du partenariat entre le DDPS et l'ETH, a été
inauguré. Ce partenariat fait partie du plan d'action pour la cyberdéfense et de la
stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques (SNPC). Outre la
création de synergies entre l’industrie militaire, le monde académique et les
communautés de hackers, la plateforme permettra d'anticiper, d'identifier et d'évaluer
les tendances technologiques, commerciales et sociétales du cyberespace. 10

ANDERES
DATUM: 07.11.2019
DIANE PORCELLANA

Des travaux visant à définir l'avenir du Service sanitaire coordonné (SSC) ont été initiés
par un groupe de projet. Le groupe – réunissant des représentants de la santé et de la
sécurité de la Confédération et des cantons – s'est penché sur l'état de préparation de
la Suisse, afin de pouvoir maîtriser les aspects sanitaires et améliorer la coordination
lors de la gestion de situations de crise. 
Le DDPS avait mandaté Thomas Zeltner pour déterminer si le SSC répondait aux défis et
missions actuelles. Le rapport, examiné en novembre 2019, confirmait la nécessité
d'adapter l'organisation et fournissait des recommandations relatives aux prestations
des tâches et de l'orientation générale du service. Les propositions du groupe de projet
sont attendues pour le premier semestre 2021. 11

ANDERES
DATUM: 16.01.2020
DIANE PORCELLANA

Une recrue de l'école de grenadiers est décédée lors d'un exercice, durant lequel les
recrues devaient effectuer une marche de performance individuelle de 6.5 kilomètres
sur une route de la place d'armes d'Isone (TI). Malgré les soins prodigués à la suite d'une
opération de recherche, la recrue de 21 ans n'a pas pu être réanimée. La justice
militaire a ouvert une enquête. 12

ANDERES
DATUM: 14.07.2020
DIANE PORCELLANA

La facture pour la livraison de matériel par l'armée durant la crise du Covid-19 fait
grincer des dents plusieurs cantons. Pour faire face à la crise, l'armée a commandé des
quantités importantes de masques, gants, blouses et appareils respiratoires. Début
juin, la pharmacie de l'armée a présenté aux cantons, une seconde fois, une liste de
prix pour ce matériel. Le DDPS avait précisé que les coûts d'acquisition avaient été
préfinancés par la Confédération et que les cantons devaient alors rembourser les frais
d'achat à la Confédération. Pour les cantons comme Fribourg, le Valais et Neuchâtel, la
facture est jugée trop élevée et incohérente. D'autres cantons estiment que le procédé
de financement est peu transparent et que l'armée a commandé trop de matériel. Ils
avancent que l'armée ne facture pas son intervention lorsqu'elle intervient à titre
subsidiaire lors de catastrophe naturelle. Si pour le conseiller national François Pointet
(pvl, VD) – membre de la CPS-CN – la responsabilité d'équiper les hôpitaux incombe aux
cantons selon le plan pandémie; pour son homologue, Pierre-Alain Fridez (ps, JU), c'est
à la Confédération d'assumer l'essentiel des coûts car c'est elle qui a déclaré l'état de
nécessité. 13

ANDERES
DATUM: 30.07.2020
DIANE PORCELLANA

Militäreinsätze

Selon le Département de la Défense, de la Protection de la population et des Sports
(DDPS), 243 militaires étaient engagés à l’étranger au début du mois de décembre de
l’année sous revue. Outre les activités de la Swisscoy au Kosovo, des officiers
supérieurs étaient en mission en Afghanistan et en Corée. Au Proche-Orient, dans le
Caucase et en Afrique, ils remplissaient des fonctions d’observateurs de l’ONU ou de
l’OSCE. Dans les Balkans, en Afrique, en Irak ou au Sri Lanka, ce sont des conseillers
dans le cadre de programmes de déminage qui étaient engagés. 14
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Militärorganisation

Le nombre de vols militaires et le bruit occasionné par ceux-ci aux abords des
aérodromes de Payerne (VD) et de Sion (VS) ont continué de susciter de vives
oppositions de la part des riverains. Le conseiller fédéral Samuel Schmid, qui s’est
rendu à Sion pour discuter avec les différentes parties au mois d’avril, a annoncé que la
piste serait rallongée pour limiter les décollages des F/A-18 par postcombustion et que
des travaux seraient entrepris de suite pour lutter contre les nuisances sonores. Suite
aux oppositions des riverains au développement civil de l’aérodrome de Payerne,
l’armée est revenue sur sa décision d’augmenter le nombre de vols de 11'000 par an à
13'900, d’ici à 2010. Si elle a ainsi supprimé quelque 3'000 mouvements de Tiger, elle
n’a pas baissé le nombre de vols prévus pour les F/A-18. 15

ANDERES
DATUM: 28.04.2007
ELIE BURGOS

Le Conseil fédéral a chargé le DDPS de lancer un projet pilote pour la mise en place
d'un système de communication mobile de sécurité à large bande (CMS). L'objectif est
de déterminer comment, en cas de crise ou de surcharge du réseau mobile existant, la
communication entre les organisations d'intervention peut être garantie. Actuellement,
la Suisse ne dispose d'aucun système à large bande uniforme et fiable, qui soit efficace
en toute situation. L'OFPP confirme que la mise en place d'un CMS est urgente. Il
viendrait compléter le système national d'échange de données sécurisé et le réseau
radio de sécurité Polycom. Le DDPS soumettra une proposition au Conseil fédéral d'ici
fin 2023. 16

ANDERES
DATUM: 29.01.2020
DIANE PORCELLANA

La conseillère fédérale Viola Amherd a chargé Thomas Süssli de lui présenter – avec
l'ensemble du commandement de l'armée – une stratégie axée sur le genre. Ayant la
promotion des femmes dans l'armée à coeur, sa requête fait suite à un audit interne
visant à déterminer quelles sont les mesures qui ont déjà été prises à ce sujet. Le
rapport suggère – pour que les différentes actions en place soient soutenues –
d'élaborer une stratégie en la matière. Le Chef de l'armée soutient cette initiative. Dans
une interview accordée au journal Tages-Anzeiger, il précise qu'il s'agit de rendre
l'armée accessible «à tout le monde» et non pas seulement pour les femmes. A long
terme, il peut s'imaginer que l'armée soit ouverte aux étrangers et aux étrangères. 17

ANDERES
DATUM: 16.05.2020
DIANE PORCELLANA

Ausrüstung und Beschaffung

L’armée suisse a finalement commandé, nonobstant la plainte déposée par le fabricant
italien Augusta et l’enquête en cours de la Commission fédérale de la concurrence sur
les circonstances liées à cet achat, 20 hélicoptères EC 635 au groupe Eurocopter. Si
ces hélicoptères sont destinés à des missions militaires ou de recherche et de secours,
deux parmi eux seront toutefois réservés aux transports de personnalités. 18

ANDERES
DATUM: 26.04.2006
ELIE BURGOS

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Les CFF ont fait face à un manque de personnel. A mi-juin, 700 postes n’étaient pas
repourvus, ce qui représentait un sous-effectif de 2%. Pour essayer de combler ce
"trou", l’ex-régie a approché des entreprises ferroviaires européennes (DB, SNCF,
RENFE, Vorarlberg). Le succès n’a pas été au rendez-vous. Le programme "Chance" –
qui assure une nouvelle formation ou un perfectionnement aux employés menacés de
licenciements afin qu’ils puissent trouver une nouvelle activité dans l’entreprise –, n’a
pas permis non plus de pallier à la crise des effectifs. Devant cette pénurie, l’entreprise
de transport a lancé une nouvelle conception de formation, baptisée "Log-in", qui se
présente sous la forme d’un organe indépendant, dont le BLS est partie prenante. 19
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Umweltschutz

Naturgefahren

En collaboration avec l'Institut de recherche Kurt-Bösch de Bramois (VS), le Centre de
recherche sur l'environnement alpin (Crealp) de Sion et l'Institut fédéral de recherche
sur la forêt, la neige et le paysage, les autorités valaisannes ont décidé de créer le
Centre alpin universitaire pour les dangers naturels (Cadana). Situé à Sion, cet
établissement aura pour tâche de dispenser une formation continue à des non-
universitaires afin de mieux coordonner la prévention et la recherche en la matière. 20

ANDERES
DATUM: 18.04.1997
LIONEL EPERON

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Une déclaration tripartite sur le futur du travail et du partenariat social à l'ère de la
numérisation de l'économie a été signée par le conseiller fédéral Johann Schneider-
Ammann et les représentants de l'Union patronale suisse, de l'Union suisse des arts et
métiers, de l'Union syndicale suisse et de Travail.Suisse. Les différents acteurs
s'engagent à assurer la compétitivité de la place économique helvétique en adaptant les
conditions sociales et de travail pour défendre et créer des emplois décents et
hautement qualifiés. Ils misent également sur la formation et le perfectionnement
professionnels, ainsi que sur les conventions collectives de travail pour répondre aux
défis découlant de la numérisation de l'économie. 21

ANDERES
DATUM: 18.10.2018
DIANE PORCELLANA

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Im Frühjahr schickte der Bundesrat ein neues Berufsbildungsgesetz in die
Vernehmlassung. Der Gesetzesentwurf hielt am dualen System der Berufsbildung –
Lehrstelle und Schule – fest, strebte eine erhöhte vertikale und horizontale
Durchlässigkeit unter den Angeboten an und regelte neu auch die Lehrgänge im Sozial-,
Gesundheits- und künstlerischen Bereich. Die Berufsbildung wurde darin als
Verbundaufgabe von Bund, Kantonen und Privatwirtschaft definiert. Nach Ablauf der
Vernehmlassungsfrist im Oktober zeigte sich in allen Stellungnahmen nebst einer
grundsätzlich guten Aufnahme des Entwurfs Kritik an der Regelung der Finanzierung.
Mehrkosten, die der Bund auf die Kantone abwälzen wolle, seien durch mehr
Autonomie für die Kantone abzugelten, meinte die FDP. Nach Ansicht der SP müssten
sowohl Bund wie Kantone zusätzliche Mittel einfliessen lassen; ausserdem sei der
gesamte Bildungsbereich in einem Departement zusammenzufassen. Die Kritik der CVP
zielte gegen die unklare Ausweisung des künftigen Finanzbedarfs, die
Unausgewogenheit der Kostenverteilung zwischen Bund und Kantonen sowie die
fehlende Kohärenz zwischen dieser Vorlage und dem Projekt des Neuen
Finanzausgleichs. Diesen Vorwurf erhob auch die SVP und äusserte sich zudem
gegenüber dem geplanten branchenbezogenen Berufsbildungsfonds skeptisch. Auch
die EDK äusserte sich positiv zu den Grundzügen des Entwurfs, bezeichnete aber die
Angaben zu den Mehrkosten als lückenhaft. Nach Ansicht der kantonalen
Erziehungsdirektoren müsse vor einer Weiterbearbeitung des Gesetzesentwurfs eine
seriöse Kostenrechnung vorlegt werden. Vom Bund seien künftig 30 Prozent des
öffentlichen Aufwands für die Berufsbildung zu übernehmen und nicht nur 18,3
Prozent, wie dies gegenwärtig der Fall ist. 22

ANDERES
DATUM: 15.05.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

Im November trafen sich auf Einladung von Wirtschaftsminister Deiss 21
Spitzenvertreter aus Bund, Kantonen, Wirtschaft und Gewerkschaften zu dieser ersten
nationalen Lehrstellenkonferenz. Gewerkschaften und Linke zeigten sich vom Ergebnis
enttäuscht, da sie keine ihrer Forderungen hatten durchsetzen können. Auf Ablehnung
gestossen war sowohl der Vorschlag eines nationalen Delegierten (Mister Lehrstelle) als
auch das Ansinnen, den Betrieben für jede neue Lehrstelle einen Bonus von 10 000 Fr.
auszuzahlen. Beschlossen wurde hingegen eine Werbekampagne, wonach ausbildende

ANDERES
DATUM: 24.11.2005
MAGDALENA BERNATH

01.01.65 - 01.01.21 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Unternehmen sich mit der offiziellen Vignette „Lehrbetrieb“ schmücken dürfen. Wenige
Tage nach der Konferenz lehnte der Bundesrat einen von Deiss in Aussicht gestellten
Kredit von 20 Mio Fr. aus dem Innovationsfonds gemäss Berufsbildungsgesetz ab; mit
diesem Betrag hätte der Bund die Projekte der Kantone zur Verbesserung der
Lehrstellensituation vollständig und nicht nur zu 60% übernehmen sollen. 23

Die berufliche Weiterbildung stand auch im Zentrum eines weltweit einmaligen
Pilotprojekts, mit dem das Bundesamt für Berufsbildung und Technologie untersuchen
wollte, wie sich Bildungsgutscheine auf die Weiterbildungsbereitschaft der Bevölkerung
auswirken. Dazu wurden im Jahr 2006 an 2400 zufällig ausgewählte Personen
Bildungsgutscheine verteilt, die sie frei zur Weiterbildung einsetzen konnten. Die im
Februar präsentierte Studie zeigt, dass die Weiterbildungsquote durch die finanziellen
Anreize leicht gestiegen ist. Die Verfasser empfehlen, die Bildungsgutscheine auf
Personen mit tiefem Bildungsniveau zu konzentrieren, da sich Gutausgebildete auch
ohne Bildungsgutscheine weiterbilden. 24

ANDERES
DATUM: 24.02.2009
ANDREA MOSIMANN

Die Vertreter von Bund, Kantonen sowie Gewerkschaften und Arbeitgeber konnten sich
an der nationalen Lehrstellenkonferenz im Oktober über einen intakten
Lehrstellenmarkt freuen. Sorge bereitete den Teilnehmenden aber die
Jugendarbeitslosigkeit und die Personalnot im Gesundheitssektor. An der Konferenz
wurde beschlossen, eine Kampagne zu lancieren, die darauf abzielt, mehr Jugendliche
für Ausbildungen im Gesundheitsbereich zu motivieren und vermehrt Quereinsteiger
für Medizinalberufe zu gewinnen. An der Zusammenkunft zeichnete sich ausserdem
eine Entwicklung zu mehr Druck seitens der Kantone ab. So beantragte etwa der Basler
Regierungsrat Carlo Conti (cvp), Vizepräsident der Schweizerischen
Gesundheitsdirektorenkonferenz, private Spitäler sowie Heime mit Auflagen in
Leistungsvereinbarungen zur Schaffung von zusätzlichen Ausbildungsplätzen zu
verpflichten. 25

ANDERES
DATUM: 27.10.2009
ANDREA MOSIMANN

Der Bund beauftragte die in Solothurn domizilierte ch-Stiftung für eidgenössische
Zusammenarbeit mit der Betreuung der Schweizer Teilnahme an den EU-
Bildungsprogrammen. Eine entsprechende Leistungsvereinbarung wurde im Mai
unterzeichnet. Eine in die ch-Stiftung integrierte aber eigenständige Agentur soll
Institutionen der Berufsbildung und Unternehmen für die Programme gewinnen. Bis
dato existiert kaum ein Mobilitätsaustausch für Berufsschüler. Die Stiftung arbeitet
deshalb auch eng mit dem eidgenössischen Amt für Berufsbildung zusammen. 26

ANDERES
DATUM: 30.11.2010
ANDREA MOSIMANN

Les différents acteurs de la formation, notamment professionnelle se sont réunis lors
du Sommet national de la formation professionnelle. Johann Schneider-Ammann (plr),
ministre de l’économie, de la formation et de la recherche, accompagné de
représentants de la Confédération, des cantons, des enseignants et de différents
partenaires sociaux ont débattu sur la question de la formation professionnelle. Alors
que l’ombre de l’acceptation de l’initiative dite contre l’immigration de masse a pesé,
comme une épée de Damoclès, sur la tête de ces acteurs, un renforcement de la
formation professionnelle s’est profilé comme une première réponse aux risques de
pénurie de main-d’œuvre qualifiée. Alors que plusieurs mesures ont été avancées, un
objectif global de 95 pour cent de diplômés du secondaire II (apprentissage, maturité
professionnelle ou gymnasiale, école de culture générale) a été annoncé. 27

ANDERES
DATUM: 15.01.2015
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Sommet national de la formation professionnelle a eu lieu au mois d’avril.
Confédérations, cantons, et représentants des milieux politique et économique ont
établi des lignes directrices pour une stratégie de la formation professionnelle en
adéquation avec la réalité actuelle et surtout l’avenir proche. Quatre points forts se
détachent. Premièrement, l’élaboration d’un groupe de travail, chapeauté par le SEFRI,
doit permettre d’établir une Vision d'ici 2030 pour la formation professionnelle.
Deuxièmement,  la réduction des charges administratives, qui entravent les entreprises
formatrices d’apprentis, est primordiale. Troisièmement, sur le thème de la pénurie de
personnels qualifiés, les représentants ont prôné une campagne d’information et de
sensibilisation. Finalement, le thème des réfugiés a été abordé. Ainsi, une collaboration
entre les autorités responsables de la formation et celles responsables de la migration

ANDERES
DATUM: 18.04.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

01.01.65 - 01.01.21 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



doit permettre d’utiliser les outils existants et de les adapter si nécessaire. 28

«Berufsbildung 2030» (berufsbildung2030.ch) ist eine im Jahr 2016 lancierte Initiative
der Verbundpartner der Berufsbildung (Bund, Kantone und Organisationen der
Arbeitswelt) und verfolgt das Ziel, für die Berufsbildung relevante arbeitsmarktliche und
gesellschaftliche Veränderungen zu antizipieren und die Berufsbildung dadurch
zukunftsfähig zu machen. Dafür wurden ein Leitbild und wichtige Stossrichtungen –
beispielsweise im Bereich Digitalisierung, Governance oder Flexibilisierung der
Bildungsangebote – definiert. Im Rahmen dieser Stossrichtungen werden wiederum
verschiedene Projekte durchgeführt, welche von der TBBK gutgeheissen und begleitet
werden. 29

ANDERES
DATUM: 18.04.2016
BERNADETTE FLÜCKIGER

Anfang Mai 2020 gründete der Bund eine Task Force zur Stärkung der Berufsbildung,
bestehend aus Vertreterinnen und Vertretern von Kantonen, Sozialpartnern und Bund.
Da es für viele Jugendliche und junge Erwachsene aufgrund der coronabedingten
wirtschaftlichen Situation schwierig geworden sei, eine Lehrstelle oder eine Stelle nach
der Ausbildung zu finden, wurde diese Task Force mit der Aufgabe betraut, die
Situation in den Kantonen zu beobachten und wenn nötig stabilisierend einzugreifen.
Während sich die Parlamentarierinnen und Parlamentarier einig waren, dass in dieser
Situation Handlungsbedarf bestehe (vgl. Mo. 20.3163.), waren die von der NZZ zitierten
Expertinnen und Experten uneins in der Frage, ob es überhaupt einen gewichtigen
Einbruch beim Angebot der Lehrstellen gebe. Generell schien aber die Lage in der
lateinischen Schweiz etwas angespannter als in der Deutschschweiz, wo traditionell
schon früher mit der Lehrstellensuche und -vergabe gestartet werde, wie Le Temps
berichtete. Dieselbe Zeitung berichtete denn auch darüber, was in den einzelnen
französischsprachigen Kantonen konkret unternommen wurde, um den
Lehrstellensuchenden und den ausbildenden Firmen zu helfen. So zahlte der Kanton
Waadt beispielsweise die Hälfte des Jahreslohns aller entlassenen Lernenden, die im
zweiten und dritten Lehrjahr standen, um ihnen damit die Suche nach einem neuen
Arbeitsplatz zu erleichtern. In weiteren Medienmitteilungen erläuterte das SBFI, dass
die Task Force einen «Förderschwerpunkt Lehrstellen» eingerichtet habe. Mit diesen
Fördermitteln könne der Bund im Rahmen bestehender Kredite einzelne Projekte
prioritär unterstützen. Dies in den Bereichen Coaching / Mentoring von Jugendlichen
auf Lehrstellensuche, beim Erhalt und der Schaffung von Lehrstellen, bei deren
Besetzung, bei der Erarbeitung neuer Ausbildungsmodelle oder zur Vermeidung von
Lehrvertragsauflösungen. Zudem wies das SBFI im Juli 2020 darauf hin, dass auf die
Lehrabgängerinnen und Lehrabgänger eine schwierige Situation zukommen könnte. In
verschiedenen Kantonen stünden aber seitens der Berufsberatungen Angebote zur
Verfügung, um diese Personen gezielt zu unterstützen. 30

ANDERES
DATUM: 07.05.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteien

Die Polarisierung im Verhältnis zwischen den Bundesratsparteien nahm 1980 nicht ab.
Zwar trafen sich deren Vertreter weiterhin vor jeder Parlamentssession, doch waren die
Gespräche wenig ergiebig, nicht zuletzt deshalb, weil die führenden Persönlichkeiten
aus den Parlamentsfraktionen oft fehlten. An gemeinsame Legislaturziele war in dieser
Situation nicht zu denken. Immerhin konnte in der ersten Aussprache im Februar eine
gewisse Prioritätenordnung vereinbart werden. Über die konkrete Gestaltung des
zentralen Geschäfts, der Sanierung der Bundesfinanzen, gelang jedoch keine
Verständigung. Die Sozialdemokraten akzeptierten das vom Bundesrat vorgeschlagene
Sparpaket nicht vollumfänglich, und auf bürgerlicher Seite liess man die Zustimmung zu
den gleichfalls vorgesehenen Mehreinnahmen in der Schwebe. Die SP-Fraktion sah sich
dadurch veranlasst, durch Stimmenthaltung beim Rüstungsprogramm Gegendruck
aufzusetzen; dass die Partei beschloss, eine Initiative für ein Rüstungsreferendum zu
lancieren, trug zusätzlich dazu bei, den Konflikt auf die Verteidigungspolitik
auszuweiten. Trotzdem wurde die Viererkoalition von den massgebenden Sprechern
der grossen Parteien nicht in Frage gestellt, und man kam für 1981 überein, die
periodischen Gespräche substantieller und repräsentativer zu gestalten.
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Während sich diese Auseinandersetzungen im wesentlichen um traditionelle Postulate
drehten, wiesen einzelne Stimmen auf das zunehmende Auseinanderklaffen zwischen
der traditionellen Politik und den von veränderten Lebenswerten geprägten Anliegen
weiter Bevölkerungskreise hin. Wenn sie nicht gerade die lebendigsten Kräfte an die
Bürgerinitiativen verlieren wollten, müssten sich die Parteien den neuen
gesellschaftspolitischen und ökologischen Problemen stellen und die erforderliche
Lernfähigkeit entwickeln. 31
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